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DieSchattenseiteder raschenCovid-Hilfe
DieHilfsgelder habenwährend der PandemiemanchemUnternehmendasÜberleben gesichert, doch eswurde auch getrickst und betrogen.

Dominic Kobelt und
Philipp Herrgen

DieSchutzmassnahmenderCo-
ronapandemie waren für alle
einschneidend. Um die wirt-
schaftlichenFolgenabzufedern,
hattenBundundKantonefinan-
zielle Hilfsangebote bereitge-
stellt. Diese wurden rasch und
unbürokratisch angeboten – lei-
dermitunter auchungerechtfer-
tigt beansprucht. Wie unter-
schiedlich die Fälle gelagert
sind, erklärt Staatsanwalt Karl
Knopf an einer Pressekonfe-
renz, an der die Behörden ge-
meinsam über den Stand der
Verfahren informieren:«Esgibt
Unternehmen, die haben statt
90 000 Franken Umsatz
100 000 Franken angegeben.
Andere Fälle sind komplexer
undmit grossen Schadenssum-
men – so hat ein Beschuldigter
übermehrereFirmen1,1Millio-
nenFranken erhalten unddann
nochmals 300 000 Franken
beantragt.»

MitHilfsgeldernRolex
gekauftundPokergespielt
Und es gebe vereinzelt sehr
dreiste Betrüger: So habe ein
ausländischer Staatsangehöri-
ger bereits am ersten Tag
130 000 Franken erhalten.
«Weil das soeinfachging, hat er
dann bei einer anderen Bank
noch 300 000 Franken bean-
tragt und auch bekommen. Da-
mit hat er sich eine Rolex ge-
kauft, Spielschulden abbezahlt
und den Rest für Pokerturniere
verwendet», erzähltKnopf.Der
Beschuldigte sitze mittlerweile

im vorzeitigen Strafvollzug.
Rund400Betrugsverdachtsfäl-
le werden es im Aargau sein, so
schätzt es das Departement
Volkswirtschaft und Inneres.

Dazu zählenCovid-19- Kre-
dite, dieunrechtmässigbezogen
oder verwendet wurden, aber
auchderunrechtmässigeBezug
von Erwerbsersatz für Selbst-
ständigerwerbende, von Kurz-
arbeitsentschädigungen und
kantonalen Härtefallgeldern.
«Der Fokus liegt aber klar auf
den Bundeskrediten – bei den
kantonalen blieb mehr Zeit, sie
ausführlicher zuprüfen»,erklärt
JustizdirektorDieter Egli.

«DerüberwiegendeTeil der
Unternehmen hat während der
Pandemie zurecht Wirtschafts-
hilfen beansprucht», hält der
Regierungsrat weiter fest. Das
sei «gerechtfertigt und überle-
bensnotwendig»gewesen.Eine

schnelle Bearbeitung der Be-
trugsverfahren sei besonders
wichtig, um die Glaubwürdig-
keit desRechtsstaats gegenüber
denvielenehrlichenHilfebezie-
henden zu bewahren. Der Kan-
tonAargau steht inderListeder
ausgezahlten Hilfsgelder auf
Platz sechs, bei der Menge an
Verfahren sogar auf Platz drei.
«Es ist klar, dass wir als Indus-
trie- und Wirtschaftskanton
stärkerbetroffensindals andere
Kantone», sagt Egli.

GemeinsamerStandortund
zusätzlicheStellen
Für die Bearbeitung der Fälle
hat der Regierungsrat eine Frist
von drei Jahren gesetzt. Dazu
wurden sechs Stellen bewilligt.
DasErmittlungsteamderStaats-
anwaltschaft und der Kantons-
polizei wurde mit zusätzlichen
Personen erweitert, es arbeitet

an einem gemeinsamen Stand-
ort in Buchs. Nebst der engen,
unkomplizierten Zusammen-
arbeit siehtMarkusGisin,Abtei-
lungschef der Kriminalpolizei,
einen weiteren Vorteil: «Der
Dienst IT-Forensik und Cyber-
crime der Kantonspolizei ist
ebenfalls hier angesiedelt. Wir
müssen umfangreiche digitale
Spuren auswerten – da ist der
Austausch sehr hilfreich.»

Hinweise zu auffälligen
Transaktionen oder Strafanzei-
gen seien anfänglich von Ban-
keneingegangen, erklärtAdrian
Schulthess, Leiter kantonale
Staatsanwaltschaft. «Diese ha-
ben Auffälligkeiten betreffend
UmsatzzahlenoderderVerwen-
dung von Krediten bemerkt.»
Seit rund einem Jahr kämen die
Anzeigen von Konkursämtern
und von Bürgschaftsgenossen-
schaften. Letztere verschaffen

den KMU einen leichteren Zu-
gangzuBankkrediten, indemsie
Garantien bieten. «Auch in die-
sem Jahr gingen noch 70 Straf-
anzeigen ein», erklärt Schult-
hess. Nach den Verdachtsmel-
dungen werden insbesondere
die Umsatzzahlen geprüft. Im
Verlauf der Ermittlungen wird
auchgeklärt, obweitere strafba-
re Handlungen vorliegen, wie
etwaUrkundenfälschung,Geld-
wäscherei oderKonkursdelikte.

DieSuchenachdemGeld
lohnt sich
Die fallführenden Mitarbeiten-
denderStaatsanwaltschaftwer-
ten die oft sehr umfangreichen
Daten inengerZusammenarbeit
mit den polizeilichen Mitarbei-
tendenaus. ImweiterenVerlauf
werdendiebeteiligtenPersonen
von Polizei und Staatsanwalt-
schaftbefragtundmitdemSach-

verhalt konfrontiert. Sind die
Tatbeständeerfüllt,wird jenach
StrafmassAnklagebeimzustän-
digenGericht erhoben.Vonden
bisherüber200eingegangenen
Verfahren wegen Verdacht auf
BetrugkonnteeinViertel,mehr-
heitlich einfache Verfahren, be-
reitserledigtwerden.DieDelikt-
summe beläuft sich aktuell auf
25Millionen Franken.

Welcher Anteil der Delikt-
summe sichergestellt werden
kann, sei noch nicht abschätz-
bar, sagt Adrian Schulthess.
Nicht verwendete Geldbeträge
würden sofort gesperrt oder si-
chergestellt. «Da die Beträge
vonbeschuldigtenPersonenoft
gar nicht für den Erhalt der
Unternehmensexistenzbenötigt
worden sind, bestehen Chan-
cen, zumindest einen Teil der
Gelder wieder eintreiben zu
können», so Schulthess weiter.

FrauenstimmrechtoderKaiseraugst-Protest
Verleger PeterWanner und alt Nationalrätin Katrin Kuhn (Grüne) debattieren über prägendeAargauerMomente.

AndreaMarti

In der Aargauer Zeitgeschichte
wimmelt es nur so von Schlüs-
selmomenten. So schien es zu-
mindest am Spätsommeranlass
des Zentrums für Demokratie
Aarau, an dem neben zwei His-
torikern auchCH-Media-Verle-
ger PeterWanner (FDP) und alt
NationalrätinKatrinKuhn (Grü-
ne) sprachen. Historiker Titus
Meier sagt bereits bei der Vor-
stellung des 2,5 Kilo schweren
Buchs«ZeitgeschichteAargau»
einen Satz, der sich im Ver-
lauf des Abends immer wieder
bestätigte: «Die Gewichtung
von Ereignissen und die Aus-
wahl von Schlüsselmomenten
hängt immer auch stark davon
ab, wer sie aussucht.»

UmstellungderVerwaltung
aufPCalsSchlüsselmoment
So nannte Meier als Schlüssel-
momenteetwadieAbschaffung
desPflichtquorumsanGemein-
deversammlungen, die Einfüh-
rung des Frauenstimmrechts
und die Umstellung der kanto-
nalen Verwaltung von Schreib-
maschinen auf Computer. His-
toriker Fabian Saner erwähnte
in seinem Referat ausserdem
die ersteErscheinungder«Aar-

gauerZeitung»nachderFusion
desAargauerunddes«Badener
Tagblatts», den Protest gegen
diePläne für einAtomkraftwerk
in Kaiseraugst und die Grün-
dungder«GrünenAlternative»
in den 1980er-Jahren, bei der
auchKathrinKuhnbeteiligtwar.

Von Moderator Peter Buri
danach gefragt, welches denn
persönliche Schlüsselmomente
seien, nannten Verleger Peter
Wanner und alt Nationalrätin
Katrin Kuhn wiederum andere
Ereignisse:Kuhnentschied sich
für die Einführung des Frauen-

stimmrechts, welches für Wan-
nerweniger prägendwar,wie er
sagte. Für ihn entscheidender
seien die Proteste gegen das
Atomkraftwerk in Kaiseraugst
gewesen,dienichtnur seineRe-
daktion, sondern auch Genera-
tionen, Familien und Bekann-
tenkreise gespaltet hätten.

Aus Sicht Wanners gab es
abernocheinenzweitenSchlüs-
selmoment inder jüngerenAar-
gauer Geschichte, namentlich
dieFusionder ehemaligenBBC
und Asea zur heutigen ABB.
«Die BBC wurde damals ver-

schachert.Daswar schlimm, für
den ganzenAargau. Schonheu-
te sind deutlich weniger Stellen
in Baden als noch früher, und
wer weiss, wie lange die noch
bleiben», so Wanner. Kuhn ih-
rerseits erzählte von der Grün-
dung der Grünen Alternative,
bei der sie beteiligt war. Diese
Gründung, so Kuhn, sei nötig
gewesen. «Wir konnten uns
nicht einfach der SP anschlies-
sen, denndie SPwar anders be-
wegt alswir», soKuhn. Selbst in-
nerhalb der Grünen Bewegung
habeesausserdemindenersten
Jahren Uneinigkeiten gegeben.
«EsgabzweiStrömungen–eine,
die sich im institutionellen Be-
triebeinbringenwollteundeine,
die quasi von aussenDruck auf-
bauen wollte. Die haben lange
parallel zueinander existiert.»

Kuhn:«Habeallesgelesen,
Trotzki, Lenin,Mao»
Dabei, erzählt Kuhn, habe sie
sich selbst lange überlegt, wer
bei denGrünen alles dabei sein
sollte. «Ich habe alles möglich
gelesen, Trotzki, Marx, sogar
Mao. Das war am Anfang eine
grosseFindung,wirwolltenalle
kennen und so entscheiden, wo
wir uns als Grüne positionieren
wollten.» Das Lesen marxisti-

scher Schriften verband Kuhn
schliesslich wieder mit FDP-
Verleger Wanner, der sich als
jungerMann in ähnlichen Krei-
senaufhielt – zumindest für eine
gewisse Zeit. Während seines
Studiums in Berlin habe es Pro-
teste gegen einen Rektor gege-
ben, der sich als Altnazi heraus-
gestellt hatte. «Da dachte ich
mir: IchbindochnichtnachBer-
lin gekommen, umaneinerUni
zu studieren, die voneinemAlt-
nazi geleitet wird!».

So habe er sich den Studie-
renden angeschlossen, die pro-
testierten – und begann eben-
falls Marx und Lenin zu lesen,
bis er irgendwann fand: «Es
wird mir zu marxistisch hier!»
und aus Berlin zurückkehrte.

Am Ende des Podiums ging
es schliesslich noch um eine
grosseFrage, die gerade inunsi-
cheren Zeiten wohl viele um-
treibt: Kann die Politik aus der
Geschichte lernen?

Auch auf diese Frage hatten
WannerundKuhnunterschied-
liche Antworten: Nein, fand die
Politikerin.Doch, sagtederVer-
leger.WennauchmitEinschrän-
kung: «Die Politik kann aus der
Geschichte lernen, aber es pas-
siert immer spät, immer erst
kurz vor der Katastrophe.»

CorinaWinkler,Mediensprecherin der Kantonspolizei, stellt die Verantwortlichen vor, dieCovid-Betrüger jagen (v.l.): Regierungsrat Dieter Egli,
Adrian Schulthess, Leiter Kantonale Staatsanwaltschaft, Markus Gisin, Abteilungschef Kriminalpolizei und Staatsanwalt Karl Knopf. Bild: kob

Verleger Peter Wanner und alt Nationalrätin Katrin Kuhn (Grüne) am
Podiumsgespräch in Aarau. Bild: Henry Muchenberger

MajaRinikerbald
höchsteSchweizerin

Nationalrat An ihrer Fraktions-
sitzung hat die FDP die Aar-
gauer Nationalrätin Maja Rini-
ker fürdas zweiteVizepräsidium
desNationalrats nominiert,wie
diePartei amFreitagnachmittag
schreibt.DieWahl imNational-
rat erfolgt zuBeginnderWinter-
session. Wenn alles turnusge-
mäss läuft undRinikernächstes
Jahr alsNationalrätinwiederge-
wählt wird, würde die 44-jähri-
ge Betriebsökonomin 2025 das
Ratspräsidiumübernehmen.

Nach der Grünen Irène Kä-
lin, die im laufenden Jahr das
Amt der höchsten Schweizerin
innehat, könnte also bald die
nächste Aargauerin zum Zug
kommen. Es wäre das 15. Mal,
dass ein Ratsmitglied aus dem
Aargau die Grosse Parlaments-
kammer präsidiert. (aka)

Maja Riniker wird wohl 2025 Na-
tionalratspräsidentin. Bild: Key

DieterEgli
Regierungsrat

«DerAargau ist als
Industrie-und
Wirtschaftskanton
stärkervonCovid-
Betrugsfällen
betroffenalsandere.»


